
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 97/14 B 
 
L 6 R 144/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 2 R 162/10 (SG Trier) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 
 Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
…………………………. . 
 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. April 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr. S t e i n w e d e l ,  den Richter K a l t e n s t e i n   

und die Richterin Dr. O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 

11. Februar 2014 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt W.       aus 

M.            zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenann-

ten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Die Klägerin wendet sich mit der Nichtzulassungsbeschwerde gegen ein Urteil des LSG Rhein-

land-Pfalz vom 11.2.2014. Sie beruft sich auf Divergenz. Zudem hat sie Prozesskostenhilfe 

(PKH) unter Beiordnung ihres Prozessbevollmächtigten beantragt. 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen. 

 

Gemäß § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 S 1 ZPO kann einem Beteiligten, der nach sei-

nen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur 

zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG PKH bewilligt wer-

den, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 

mutwillig erscheint. Hier ist PKH schon deshalb zu versagen, weil es an einer hinreichenden 

Erfolgsaussicht der von der Klägerin erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision fehlt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 16.4.2014 genügt den ge-

setzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachten Zulassungsgrund der Diver-

genz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) nicht ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 S 3 

SGG). 

 

Divergenz iS der vorgenannten Bestimmung liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssät-

ze, die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Dies ist der 

Fall, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz aufgestellt hat, der von einem vor-

handenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht. Eine Ab-

weichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn das Urteil des LSG nicht den Kriterien ent-

spricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widerspro-

chen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung 

im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung 

der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, 

dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. 
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Zur formgerechten Rüge des Zulassungsgrundes der Divergenz gehört es, in der Beschwerde-

begründung nicht nur eine Entscheidung genau zu bezeichnen, von der die Entscheidung des 

LSG abgewichen sein soll; es ist auch deutlich zu machen, worin genau die Abweichung zu er-

achten sein soll. Der Beschwerdeführer muss daher darlegen, zu welcher konkreten Rechtsfra-

ge eine die Berufungsentscheidung tragende Abweichung in den rechtlichen Ausführungen ent-

halten sein soll. Er muss mithin einen abstrakten Rechtssatz der vorinstanzlichen Entscheidung 

und einen abstrakten Rechtssatz aus dem höchstrichterlichen Urteil so bezeichnen, dass die Di-

vergenz erkennbar wird. Nicht hingegen reicht es aus, auf eine bestimmte höchstrichterliche 

Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil weiche hiervon ab. 

Schließlich muss aufgezeigt werden, dass das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Recht-

sprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen ha-

ben wird (zum Ganzen vgl BSG vom 25.9.2002 - SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 f mwN). Die-

sen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin trägt vor, das BSG habe wiederholt entschieden, "dass es sich bei dem Bestimmt-

heitserfordernis gemäß § 33 I SGB X um eine materielle Rechtmäßigkeitsvoraussetzung han-

delt, wobei dieses Erfordernis verlangt, dass der Verfügungssatz eines Verwaltungsaktes nach 

seinem Regelungsgehalt in sich widerspruchsfrei ist und den Betroffenen bei Zugrundelegung 

der Erkenntnismöglichkeiten eines verständigen Empfängers in die Lage versetzen muss, sein 

Verhalten daran auszurichten. Mithin muss aus dem Verfügungssatz für die Beteiligten vollstän-

dig, klar und unzweideutig erkennbar sein, was die Behörde will. Insoweit kommt dem Verfü-

gungssatz des Verwaltungsakts Klarstellungsfunktion zu (BSG Urteil vom 15.12.2010 - B 14 AS 

92/09 R - und zuletzt: Urteil vom 10.09.2013 - B 4 AS 89/12 R)." 

 

Von dieser ständigen Rechtsprechung des BSG weiche das angefochtene Urteil ab. 

 

Der weiteren Beschwerdebegründung mangelt es jedoch an der Darlegung einer entschei-

dungserheblichen Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG. Es fehlt bereits an der Bezeichnung 

eines divergierenden abstrakten Rechtssatzes aus der Entscheidung des LSG. Vielmehr be-

hauptet die Klägerin lediglich sinngemäß, dass das Berufungsgericht zu einem unzutreffenden 

Ergebnis gelangt ist. Damit rügt sie die - vermeintliche - Unrichtigkeit der Rechtsanwendung im 

Hinblick auf die Bestimmtheitsanforderungen an einen Verwaltungsakt. Ihr Vortrag geht daher 

über eine (unbeachtliche) Subsumtionsrüge nicht hinaus. Denn eine Divergenz besteht nicht 

schon dann, wenn das Berufungsgericht im konkret zu entscheidenden Fall Grundsätze des 

BSG nicht oder falsch angewendet oder einen höchstrichterlichen Rechtssatz missverstanden 

hat (vgl BSG vom 27.1.1999 - SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 45 mwN). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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